
Der Wandel vom Aus- zum Ein-
wanderungsland im 20. Jahrhun-
dert ist eine historische Erfah-
rung, die fast alle europäischen
Staaten teilen. Eine letzte Hoch-
phase der überseeischen Auswan-
derung erlebte Europa 1945–60.
Dann kehrten sich die Gewichte
um. 

Einwanderungs-
kontinent Europa

1955 gab das deutsch-italienische
Anwerbeabkommen den symbo-
lischen Auftakt zu den bald euro-
paweiten transnationalen Ar-
beitswanderungen, die zum Teil
schon eine bis ins späte 19. Jahr-
hundert zurückreichende Vorge-
schichte hatten. Die Ausgangs-
räume lagen, von der zuletzt hin-
zugekommenen Türkei abgese-
hen, in den nördlichen Mittel-
meerländern. Zielregionen waren
die industriell hochentwickelten
und wirtschaftlich stark wachsen-
den Länder Mittel-, Nord- und
Westeuropas. 

In den meisten Aufnahmeländern
wurden in der ersten Hälfte der
1970er Jahre Anwerbeverbote
und Zuwanderungsbeschränkun-
gen eingeführt. Die meisten der
Arbeitsmigranten beiderlei Ge-
schlechts waren bis dahin nach
mehr oder minder langen Auf-
enthalten in ihre Heimatländer
zurückgekehrt. Millionen aber
waren in den Zielländern geblie-
ben und holten ihre Familien
nach. Zeitwanderungen führten

über Daueraufenthalte zu echten
Einwanderungen. Sie verwandel-
ten die europäischen Aufnah-
meländer der ›Gastarbeiterwan-
derungen‹ seit den 1970er Jahren
schrittweise in Einwanderungs-
länder. 

In den ehemaligen Kolonialstaa-
ten trafen insgesamt rund 7 Mil-
lionen Menschen umfassende
postkoloniale Zuwanderungen
aus Übersee ein. Seit Mitte der
1960er Jahre überstiegen die
außereuropäischen Zuwanderun-
gen einschließlich derjenigen aus
der Türkei die Auswanderungen
aus Europa. In den 1980er Jahren
wurden auch die wirtschaftlich
stark wachsenden früheren süd-
europäischenAusgangsräume der
›Gastarbeiterwanderungen‹ zu

Aufnahmeregionen von inter-
kontinentalen Süd-Nord-Wande-
rungen. Damit wandelte sich
Europa insgesamt endgültig
zum Einwanderungskontinent.
Einwanderung wurde in allen
europäischen Staaten zu einem
zentralen politischen Thema.

1950–90 waren die ausländi-
schen Wohnbevölkerungen in
den heutigen EU-Staaten ein-
schließlich der Schweiz, Norwe-
gens und Liechtensteins um
mehr als das Vierfache gewach-
sen: von 3,7 auf 16 Millionen,
d.h. von 1,3% auf 4,5% der Be-
völkerung. Die höchsten absolu-
ten Zahlen verzeichneten 1995
Deutschland mit 7,7 Millionen
(8,8%), Frankreich mit 3,6 Mil-
lionen (6,3%) und Großbritan-
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nien mit 2 Millionen (3,4%). Die
höchsten Ausländeranteile an
der Gesamtbevölkerung hinge-
gen hingegen gab es 1995 in
Liechtenstein (38,1%), Luxem-
burg (33,4%) und der Schweiz
(18,9%). Die Deutschen kamen,
nach Belgien (9%), erst an fünf-
ter Stelle in Europa.

Aber Ausländerzahlen und Aus-
länderanteile sagen wenig aus
über tatsächliche Einwande-
rungsprozesse. Das hat mit Un-
terschieden in der Einbürge-
rungspraxis zu tun und damit,
daß der Erwerb der Staatsange-
hörigkeit durch Geburt im Land
im Sinne des – seit Beginn des
neuen Jahrtausends in einge-
schränkter Form auch in Deutsch-
land geltenden – Territorialprin-
zips (ius soli) meist gar nicht ge-
sondert erfasst wird. Nimmt
man die Ausländerbevölkerung
von 1985 als Vergleichsgrundla-
ge, dann lag die Einbürgerungs-
rate von der Mitte der 1980er
bis zur Mitte der 1990er Jahre
beispielsweise am höchsten in
Schweden (58,7%) und in den
Niederlanden (44,7%), am nied-
rigsten hingegen in Deutschland
(5%), wenn die Einbürgerungen
der ›Aussiedler‹ bzw. ›Spätaus-
siedler‹ außer Acht bleiben. Die
hohen Ausländerzahlen in
Deutschland sind also auch ein
hausgemachtes Problem.

Die Einwanderer bilden in Europa
eine fast ausschließlich städtische
Wohnbevölkerung mit Konzen-
trationen in bestimmten Stadt-
vierteln und in Vorstädten von
Ballungsräumen. In den ehemali-
gen Kolonialstaaten ist dabei der
Anteil der aus Übersee stammen-
den Einwandererbevölkerungen
besonders stark angestiegen. In
Deutschland wiederum rückten
in der aus dem Ausland zugewan-
derten Bevölkerung neben den
aus der ehemaligen ›Gastarbei-
terbevölkerung‹ hervorgegange-
nen Einwanderergruppen die
Aussiedler bzw. Spätaussiedler
aus Osteuropa auf. 

Das Ende des Kalten Krieges mar-
kierte in Europa eine wichtige
Zäsur für Migration und Migra-
tionspolitik. Bestimmend dafür
waren nicht nur die Wanderungs-
bewegungen selbst. Es waren
auch, und zum Teil noch mehr,
die in politischen und publizisti-
schen Migrationsdiskursen um-
laufenden Beschreibungen, Kon-
struktionen und Visionen. Sie
zeigten ein Europa unter abrupt
wachsendem ›Wanderungsdruck‹,

nicht mehr nur aus dem Süden,
sondern nun auch aus dem
Osten. Beobachtungen, Projek-
tionen und Visionen wurden am
Ende des 20. Jahrhunderts hand-
lungsbestimmend für die Migra-
tionspolitik in einer Europäischen
Union, deren Integration im
Innern einherging mit der Ab-
grenzung nach außen, viel-
diskutiert unter dem unscharfen
Stichwort ›Festung Europa‹.
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Konstruktion des
Fremden:
Bilder und Politik
Die Migrationspolitik der euro-
päischen Einwanderungsländer
war im späten 20. Jahrhundert
geprägt durch eine unterschiedli-
che Gewichtung von Liberalisie-
rung und Restriktion. Seit den
1980er Jahren verstärkten sich
Restriktion und Abwehr. Das The-
ma ›Einwanderung‹ wurde viel-
fach in parteipolitischen Ausein-
andersetzungen und von außer-
parlamentarischen Protestbewe-
gungen dramatisiert und skanda-
lisiert. Auslösend dafür war oft
politische Ratlosigkeit gegenüber
den unerwarteten sozialen Fol-
gen von Migrationsprozessen.
Hinzu kam die politische Insze-
nierung bestimmter ›Entdeckun-
gen‹ durch politische Parteien,
ethnonationale und rassistische
Strömungen. 

Das galt in Deutschland z.B. seit
1979/80 für die Entdeckung des
Wandels von der Arbeitsmigrati-
on auf Zeit zur definitiven Ein-
wanderung, trotz des von defen-
siver Erkenntnisverweigerung ge-
prägten offiziellen Dementis ›Die
Bundesrepublik ist kein Einwan-
derungsland‹. In Großbritannien
ging es seit 1979 um die Ent-
deckung der ethnischen Minder-
heiten, die aus kolonialen und
postkolonialen Zuwanderungen
entstanden waren: In Frankreich
ging es seit 1984 um die Ent-
deckung beider Entwicklungen
und um die damit verbundenen
Konflikte. 

Im Zentrum der Auseinanderset-
zungen standen dabei die durch
Kettenwanderungen entstande-
nen Konzentrationen von Zu-
wanderergruppen in ethnischen
oder regionalen Herkunftsge-
meinschaften oder in gemischten
Zuwanderervierteln, zumeist in
städtischen Ballungsräumen. Die
Europäer schienen vergessen zu
haben, dass sie sich zur Zeit des

europäischen Massenexodus im
19. und frühen 20. Jahrhundert in
Übersee zum Teil selbst auf Zeit in
solche Siedlungskolonien zurück-
gezogen hatten (›Little Germany‹,
›Little Italy‹ u.a.). Sie wurden
seinerzeit von den ›Einheimi-
schen‹ – d.h. von den früher zu-
gewanderten Amerikanern und
deren Nachkommen – ebenfalls
als Zeichen bewusster Abkapse-
lung, mangelnder Assimilations-
bereitschaft oder gar -fähigkeit
missverstanden.

Die ›Koloniebildung‹ aber hatte
– und hat auch heute noch – eine
Doppelfunktion im Einwande-
rungsprozess: Sie bot Selbsthilfe-
gemeinschaften, Schutzräume
gegen den aggressiven Assimila-
tionsdruck der umschließenden
Aufnahmegesellschaft und zu-
gleich Kulturschleusen in einem
steten Wandel. Er war bestimmt
durch das fortwährende Ein-
strömen neuer Kettenwanderun-
gen nach innen bei steter Abgabe
von früher Zugewanderten nach
außen in einem Generationen
übergreifenden Kultur- und
Sozialprozess, in dem die Sied-

lungskolonien schließlich selbst
verschwanden. 

All das war vergessene Geschich-
te. Missverständliche Bannworte
wie ›Ghetto‹ und ›Parallelgesell-
schaft‹ machten die Runde. Die
Herausbildung polyethnischer
Strukturen setzte bei vielen Ein-
heimischen, forciert durch politi-
sche und publizistische Skandali-
sierung, Prozesse einer negativen
Integration, d.h. des defensiven
Zusammenrückens auf Kosten
von ›Fremden‹, in Gang. 

Politisierung und Emotionalisie-
rung der Migrationsdiskussion
wurden forciert durch die in den
1980er Jahren stark wachsende
Zuwanderung von Flüchtlingen
und Asylsuchenden aus der ›Drit-
ten Welt‹. Gemeinsam waren den
politischen und publizistischen
Debatten über Einwanderungs-
fragen in Europa vor allem vier
Veränderungen: 

1. In den 1980er Jahren festig-
te sich allgemein der Gedan-
ke, Zuwanderungsbeschrän-
kungen seien die Vorausset-
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zung für die Integration der
Zugewanderten und für deren
Akzeptanz durch die Aufnah-
megesellschaften. 

2. Gegenüber den Zuwanderer-
gruppen selbst gab es einen
Wandel von innereuropäischen
zu außereuropäischen Fremd-
heitszuschreibungen – z.B. von
Italienern über Türken zu Asyl-
suchenden aus der ›Dritten
Welt‹.

3. Bei der Behandlung des The-
mas Migration traten mitunter
populistischer Alarmismus, po-
litisch-publizistische Dramati-
sierung und Skandalisierung
einerseits und die pragmati-
sche Verwaltung von Zuwan-
derungs- und Eingliederungs-
prozessen andererseits weit
auseinander. Im Vordergrund
der Debatte stand der Streit
um Abwehrmaßnahmen ge-
gen vermeintlich drohende
Massenzuwanderungen und
um eine ›Festung Europa‹ mit
scharf überwachten und elek-
tronisch gesicherten Grenzen
gegen Migration als Gefahr. 

4. Auch ganz generell gab es in
den politischen und publizisti-
schen Diskursen auffällige Dif-
ferenzen zwischen der Realität
und den ihre Wahrnehmung
bestimmenden Beschreibun-
gen: So waren die aus post-

kolonialen Zuwanderungen
und europäischen Arbeitswan-
derungen hervorgegangenen
Bevölkerungsanteile auch in
den 1990er Jahren noch bei
weitem am stärksten und nah-
men zumeist durch natürliches
Wachstum sowie durch Fami-
liennachzug noch weiter zu.
Dennoch dominierten in den
Migrationsdebatten vieler Auf-
nahmeländer die in ihrem Ge-
samtumfang noch weitaus klei-
neren Zuwanderungen von
Flüchtlingen und Asylsuchen-
den als vermeintliche Vorboten
›neuer Völkerwanderungen‹
aus der ›Dritten Welt‹.

Einwanderungs-
angst und
Sicherheitspolitik
Die Angst vor Massenwanderun-
gen aus Osteuropa war in der ge-
teilten Welt des Kalten Krieges
noch kein Thema. Auf außer-
europäische Massenmigrationen
aus dem Süden der Welt und be-
sonders auf Asylwanderungen
zielende Abwehrhaltungen hin-
gegen hatten sich bereits stark
manifestiert, als das Ende des
Kalten Krieges mit dem Thema
der Ost-West-Wanderungen eine
zweite große Angstdimension
eröffnete.

Die Ost-West-Migration hatte im
späten 19. und frühen 20. Jahr-
hundert Millionen von Auswan-
derern über den Atlantik in die
Neue Welt geführt und jährlich
Hunderttausende von Arbeits-
wanderern beiderlei Geschlechts
nach Mittel- und Westeuropa ge-
bracht, besonders nach Deutsch-
land und hier vor allem nach
Preußen. Zur Ost-West-Wande-
rung zählte auch ein großer Teil
der mehr als 20 Millionen Men-
schen, die vom Ende des Ersten
Weltkriegs bis zum Ende der
1940er Jahre von zwangsweisen
Umsiedlungen nach Grenzver-
schiebungen und von Vertreibun-
gen betroffen waren. Dazu
gehörten allein ca. 14 Millionen
Deutsche aus den ehemaligen
Ostgebieten des Deutschen Rei-
ches und aus den Siedlungsgebie-
ten der ›Volksdeutschen‹.

Der Kalte Krieg bewirkte jahr-
zehntelang eine Drosselung der
Ost-West-Migration und ließ im
Westen auch die alten Ängste
davor zurücktreten. Der Eiserne
Vorhang wurde im Westen als
ideologisch motiviertes Boll-
werk der »Mächte des Bösen«
(R. Reagan) gegen den Sog der
Freiheit beklagt. Als der Limes
des Kalten Krieges am Ende der
1980er Jahre zerbrach, wurde
deutlich, dass er auch eine Sperre
gegen die Ost-West-Wanderung
gewesen war. Nach der Beendi-
gung des permanenten Aus-
nahmezustandes kehrte im Blick
auf die Ost-West-Wanderung in
Europa eine Art Angst vor der
Normalität zurück.

Gemeinsames Ergebnis der viel-
diskutierten wanderungsbestim-
menden Faktoren in den Aus-
gangsräumen im Süden und
Osten der Welt schien ein daraus
abgeleiteter, seit Ende der 1980er
Jahre scharf zunehmender ›Wan-
derungsdruck‹ auf Europa zu
sein. Die verschieden ausgepräg-
ten Bedrohungsvisionen verstärk-
ten seit den späten 1980er Jahren
in europäischen Aufnahmelän-
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dern Abwehrhaltungen und ein
Verständnis von Migrationspoli-
tik als Sicherheitspolitik.

Der apokalyptischen Automatis-
mus der gefürchteten ›Überflu-
tung‹ Europas durch ›neue Völ-
kerwanderungen‹ aber hatte sei-
nen Ort mehr in den Visionen der
Europäer als in der Realität des
Wanderungsgeschehens: Es gab
in der Tat gewaltige Wande-
rungsbewegungen – aber nicht
nach Europa, sondern im Osten
und besonders im Süden der
Welt. Dort hatten zum Teil gera-
de die ärmsten Nachbarländer in
der Tat ›Fluten‹ von Flüchtlingen
aufzunehmen; ganz abgesehen
von der großen Zahl der Flücht-
linge innerhalb von Landesgren-
zen (›Binnenflüchtlinge‹) und von
den gewaltigen Land-Stadt-Wan-
derungen.

Umstritten bei den Diskussionen
über den ›Migrationsdruck‹ auf
Europa blieb die Frage, ob und
inwieweit das Ausbleiben der ge-
fürchteten Massenzuwanderun-
gen aus dem Osten und Süden
auch Ergebnis der aus der Angst
vor sich selbst erfüllenden Pro-
phezeiungen geborenen Abgren-
zung der ›Festung Europa‹ gegen
unerwünschte Zuwanderungen
war. Unbestreitbar war die Tatsa-
che, dass einzelne Länder Europas
von der Zunahme der Süd-Nord-
oder der Ost-West-Wanderungen

unvergleichbar stärker als andere
betroffen wurden. 

Das galt im Blick auf die Süd-
Nord-Wanderungen seit den
1980er Jahren in Südeuropa be-
sonders für Italien. Und es galt
bei den neuen Ost-West-Wande-
rungen seit den späten 1980er
Jahren in Mitteleuropa in erster
Linie für Deutschland, die Schweiz
und Österreich. Nach der Öff-
nung des Eisernen Vorhangs
trat Deutschland dabei, ähnlich
wie Österreich, wieder in seine
migrationsgeographisch beding-
te historische Rolle als Transitland
und als mitteleuropäische Dreh-
scheibe im transnationalen Wan-
derungsgeschehen ein.

Bereits unmittelbar nach der Öff-
nung des Eisernen Vorhangs
kehrten europäische und beson-

ders deutsche Ängste vor einer
›Flut‹ aus dem Osten zurück, in
denen sich neue Aspekte mit zum
Teil schon sehr alten mischten.
Gestützt wurden solche Projek-
tionen von zuweilen voreiligen
wissenschaftlichen oder populär-
wissenschaftlichen ›Migrations-
szenarien‹, deren Menschenbild
ein heimatloser homo oeconomi-
cus bzw. ein hominides ökono-
misch-spekulatives animal ratio-
nale migrans zu sein schien, das
vom vergleichsweise reichen
Europa geradezu magnetisch
angezogen wurde. Hinter den
Angstvisionen im Westen stand
aber auch der politisch-demogra-
phische Umgang mit Migrations-
perspektiven im Osten.

Der französische Demograph
C. Chesnais hatte für den Gesamt-
zeitraum 1992–95 mit 4–5 Millio-
nen Menschen gerechnet, die
aus den Territorien der zerfallen-
den Sowjetunion nach Westen
wandern würden. Das wirkte
schon aufsehen- und besorgnis-
erregend. J. Rechetow vom
sowjetischen Außenministerium
hingegen rechnete für den glei-
chen Zeitraum in jedem einzel-
nen Jahr mit 4–6 Millionen.
Der Diplomat und stellvertre-
tende Direktor der ›Nowosti‹,
W. Miljutenko, rechnete pro Jahr
sogar mit 7–8 Millionen bzw.
mit 25–30 Millionen bis 1995.
B. Chorew von der Moskauer
Lomonossow-Universität progno-
stizierte bis 1995 eine Ost-West-
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Wanderung von 40 Millionen.
Und A. Wishnewskij vom Wissen-
schaftlichen Rat für Soziale
Entwicklung beim Ministerrat
der UdSSR schließlich rechnete
bis 1995 sogar mit 48 Millionen
– einem Sechstel der Bevölke-
rung – auf dem Weg nach
Westen. 

Ob in den sowjetischen Zahlen
Verlustängste, demographische
Kritik an Perestroika und Glas-
nost oder nur eine Irritationsstra-
tegie gegenüber dem Westen
dominierten, ist ungewiss. Immer
häufiger jedenfalls wurde die
Rede von den gefürchteten
›neuen Völkerwanderungen‹ von
den möglichen Ausgangsländern
mehr oder minder strategisch
eingesetzt – auch als eine Art
Wanderungsdrohung in der Dis-
kussion um Zinserlass, Wirt-
schaftshilfe und weltwirtschaftli-
che Fragen. 

So wollte z.B. der polnische
Ministerpräsident nicht aus-
schließen, daß sich bei unzurei-
chender Wirtschaftshilfe Millio-
nen erwerbsloser Polen nach
Westen in Marsch setzen könn-
ten. Er werde gegebenenfalls
sogar die Grenzen seines Lan-
des im Osten und im Westen
öffnen, »damit die Flüchtlinge
aus Russland in die Bundesrepu-

blik weiterwandern können«.
Auf russischer Seite wiederum
wurde hörbar spekuliert, dass
die Intensität der osteuropäi-
schen Westwanderung nach
Einführung der Reisefreiheit
schlicht abhängig sein könnte
von der Kapazität der Pass-
druckerei. 

Zu den Bedrohungsvisionen aus
dem Osten gesellten sich offene
Drohungen aus dem Süden, wie
die des Präsidenten des Senegal,
Abdou Diouf, in einem Interview
mit ›Le Figaro‹, aus dem ein eini-
germaßen abenteuerliches Bild
der Geschichte Europas im Mittel-
alter sprach: Europa müsse Afrika
wirtschaftlich weit massiver un-
terstützen als bisher – »sonst wer-
det Ihr von Horden wie im Mittel-
alter überrollt«. 

Die meisten kurz- bis mittelfristi-
gen Prognosen und Modellrech-
nungen über Zuwanderung nach
Europa erwiesen sich als falsch,
grob vereinfacht oder bei weitem
überzeichnet. Die Existenz von
gewaltigen Migrationspotentia-
len auch im Osten war zwar
unbestritten, Massenwanderun-
gen aber blieben auf den Osten
beschränkt. Mitte der 1990er Jah-
re wurden die Ost-West-Bewe-
gungen überschaubarer und bis
zum Ende der 1990er Jahre nah-

men Zeit- bzw. Pendelwanderun-
gen auf Kosten dauerhafter Ost-
West-Wanderungen zu.

Aber Anfang der 1990er Jahre
sah das in den Augen Vieler noch
ganz anders aus: Die verschieden
ausgeprägten Bedrohungsvisio-
nen, aber auch die unterschiedli-
che Betroffenheit von tatsächli-
chen Zuwanderungen verstärk-
ten in europäischen Aufnah-
meländern allgemein ein Ver-
ständnis von Migrationspolitik als
Sicherheitspolitik.

›Festung Europa‹

Am bekanntesten wurden An-
fang der 1990er Jahre die frem-
denfeindlichen Ausschreitungen
im vereinigten Deutschland, das
in den späten 1980er und frühen
1990er Jahren besonders stark
von Zuwanderungen betroffen
war. Was in Deutschland passierte
und weltweit Aufsehen erregte,
war indes kein Unikat in Europa.
Es fiel aber deutlicher auf, weil
es sich vor dem Hintergrund des
dunkelsten Kapitels der deut-
schen Geschichte um so greller
abhob. Ergebnis der politischen
Richtungskämpfe um die Migra-
tionspolitik in Deutschland war
der unter enormem Druck impro-
visierte ›Asylkompromiss‹ vom
Dezember 1992, der im Sommer
1993 in Kraft trat. Er sollte besser
›Migrationskompromiss‹ heißen,
denn er ging weit über Asyl-
fragen hinaus und brachte z.B.
auch eine Begrenzung der Aus-
siedlerzuwanderung (Kriegsfol-
genbereinigungsgesetz). 

Mit dem ›Asylkompromiss‹ hielten
die ›Erstasylland-Klausel‹ und die
– in der Praxis zum Teil schon vor-
dem praktizierte – ›safe country‹-
Doktrin Einzug auch in das deut-
sche Grundrecht auf Asyl: Seither
hat in aller Regel keine Chance
mehr auf Asyl in Deutschland,
wer aus ›verfolgungsfreien‹ Län-
dern kommt, über die Deutsch-
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land entscheidet, oder über
›sichere Drittstaaten‹ einreist, mit
denen sich Deutschland durch
einseitige Erklärungen lückenlos
umgeben hat. Bis 1993 hatte
Deutschland im europäischen
Vergleich das offenste Asylrecht
und die restriktivste Asylrechts-
praxis, um dessen Anwendung
zu begrenzen. Die restriktive
Reform von 1993 passte das libe-
rale Asylrecht der restriktiven
Praxis an und näherte sich zu-
gleich, vom individuellen Rechts-
anspruch abgesehen, europäi-
schen Standards an.

Die deutschen Restriktionen
wirkten auch über die Gren-
zen hinaus. Sie nötigten andere
europäische Staaten ihrerseits
zu einer restriktiven Anpassung,
um das Ausweichen von Asyl-
suchenden auf ihre Territorien
zu begrenzen. Das gleiche galt
auch umgekehrt. Solche wech-
selseitigen Kettenreaktionen al-
lein indes hätten in Europa,
über internationale sicherheits-
politische Vereinbarungen hin-
aus, kaum zu supranationalen
Konzepten der Abwehr geführt.
Entscheidend dafür waren viel-
mehr die durch den Weg zum

grenzenlosen Binnenmarkt alar-
mierten sicherheitspolitischen
Interessen: Mit der fortschrei-
tenden Entgrenzung nach innen
wuchs die Abgrenzung der
›Festung Europa‹ gegen uner-
wünschte Zuwanderungen von
außen.

In Migration, Migrationsdiskus-
sion und Migrationspolitik ver-
schärfte sich am Ende des Jahr-
hunderts eine Spannung zwi-
schen Selbst- und Fremdzuschrei-
bungen: zwischen dem Selbstver-

ständnis von Migranten und den
ihnen durch Migrationspolitik zu-
geschriebenen Identitäten. Die-
sen zugeschriebenen Identitäten
aber müssen Migranten zu ent-
sprechen suchen, wenn sie eine
Chance auf Zugang haben wol-
len. Die Grenzen zwischen recht-
lichen Gruppenbildungen wie
›Arbeit‹, ›Asyl‹, ›Flucht‹ oder
›Minderheiten‹ sind in den in
Wirklichkeit multiplen Identitä-
ten von Migranten deshalb noch
fließender geworden als sie es
ohnehin schon waren.

Der Weg zum gemeinsamen Asyl-
und Einwanderungsrecht der EU
war zwar auch zu Beginn des
21. Jahrhunderts noch weit. Aber
schon in den 1990er Jahren
bestimmten vielfältige Regle-
mentierungen, Beschränkungen
und Verbote die Muster der Zu-
wanderung aus Drittstaaten nach
Europa. Innerhalb dieser Zuwan-
derungsmuster dominieren heu-
te, von vielen kleineren Bewe-
gungen abgesehen, vier Formen: 

Eine erste große Zuwanderungs-
bewegung bildet die Kettenwan-
derung in Gestalt des Familien-
nachzugs. 

Ein zweiter großer Zugangsbe-
reich umschließt traditionell pri-
vilegierte Migrationsbeziehun-
gen. Dazu gehören zum Teil noch
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(Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 9.12.1992)

Asylbewerber in Abschiebehaft (Quelle: Der Spiegel, 15.11.1999)
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postkoloniale Zuwanderungen,
seit der Öffnung des Eisernen
Vorhangs aber vor allem Minder-
heitenwanderungen in Ost-West-
Richtung, in Deutschland z.B. die
Zuwanderung von Spätaussied-
lern und, in geringem Umfang,
auch die von Juden aus der GUS.

Einen dritten großen Zuwande-
rungsbereich bilden die interna-
tionalen und globalen Arbeits-
wanderungen. Dabei sind vor al-
lem zwei große Dimensionen zu
unterscheiden: ganz weit ›oben‹
die weitgehend freien Migratio-
nen von Eliten und besonders von
wissenschaftlichen und techni-
schen Experten, um die weltweit
in harter Konkurrenz geworben
wird; ganz weit ›unten‹ die häu-
fig befristeten Aufenthalte von
Arbeitswanderern in bestimm-
ten, von einheimischen aber auch
von früher zugewanderten Ar-
beitskräften nicht mehr akzep-
tierten Beschäftigungsbereichen. 

Eine vierte Großform der legalen
Zuwanderung nach Europa um-
schließt Flüchtlinge und Vertrie-
bene. Ihnen bietet Europa, scharf
eingeschränkt, nach wie vor zwei
Zugänge: einerseits politisches
Asyl und andererseits Aufenthal-
te mit unterschiedlichem Flücht-
lingsstatus, in der Regel auf Zeit. 

Aber die Zäune um die ›Festung
Europa‹ sind höher geworden.
Die Suche nach irregulären oder

illegalen Zugängen und der
Kampf dagegen wurden zu zen-
tralen Themen der europäischen
Migrationsdiskussion.

Die Festung und
die Illegalen

Als Kehrseite der Abschottung
Europas haben sich im Grenzfeld
zwischen Legalität, Irregularität,
Illegalität und Kriminalität neue
Zuwanderungs- und Aufenthalts-
formen etabliert: Die wichtigste
Erscheinungsform beginnt mit
der legalen Einreise, z.B. als Tou-
rist, als Saisonbeschäftigter, als
Geschäftsreisender, Asylsuchen-
der oder Flüchtling. Die Illegali-
sierung beginnt mit der Arbeit-
nahme ohne Arbeitserlaubnis
und mit dem Überschreiten der
Aufenthaltsfrist (›overstayers‹ im
anglophonen, ›sans papiers‹ im
frankophonen Bereich). Oder sie
beginnt mit dem ›Abtauchen‹
nach dem Eintreffen der Ableh-
nung des Asylgesuchs, der Ausrei-
seaufforderung oder der Ankün-
digung von aufenthaltsbeenden-
den Maßnahmen, vulgo ›Abschie-
bung‹ genannt. Darüber hinaus
gibt es eine große Vielfalt von
mobilen Migrationsmustern.

Weniger bedeutend, aber aufse-
henerregender und nicht selten

überschätzt ist die illegale heim-
liche Zuwanderung oder der
Grenzübertritt mit gefälschten
Papieren, gefolgt von illegalem
Inlandsaufenthalt und illegaler
Arbeitnahme, unangemeldet
oder registriert aufgrund ge-
fälschter Papiere. 

Viel wird in der Öffentlichkeit dis-
kutiert über diese ›illegale Ein-
wanderung‹ über europäische
Grenzen: Auch nur annähernd
zuverlässige Zahlen gibt es nicht,
weil die Statistik nicht den Erfolg,
sondern nur den Misserfolg, d.h.
die Aufgriffe im Grenzraum
zählt. Schätzungen gehen meist
von der aus der amerikanischen
Praxis stammenden Annahme
aus, daß auf einen Aufgriff zwei
weitere nicht entdeckte, d.h. er-
folgreiche Grenzüberschreitun-
gen kommen (»one is caught,
two pass«), wobei umständehal-
ber nicht zureichend geprüft
werden kann, inwieweit solche
Modelle auf Europa übertragbar
sind. 

Nach dieser Schätzungsgrundlage
wäre z.B. bei 1999 insgesamt ca.
260.000 Aufgriffen an den euro-
päischen Außengrenzen davon
auszugehen, dass sich, trotz stän-
dig wachsender Grenzsicherun-
gen, die Zahl der erfolgreichen
illegalen Grenzübertritte bzw.
Schleusungen von 1993 (ca.
50.000) bis 1999 (ca. 520.000)
mehr als verzehnfacht hätte; an-
ders gerechnet bzw. geschätzt
hätte es 1999 ca. 780.000 Versu-
che des illegalen Grenzübertritts
an den europäischen Außengren-
zen gegeben, von denen nur ca.
260.000 scheiterten. Dabei sind
indes einschlägige Mehrfachde-
likte einzubeziehen, zumal Mi-
granten mit zureichender finan-
zieller Ausstattung bzw. ›Schleu-
sungsgarantie‹ so oft an und über
die Grenze gebracht werden, bis
die Schleusung erfolgreich ist.

In Deutschland selbst wurden
1999 knapp 38.000 Personen
beim Versuch, über die ›grüne‹
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Abschiebung am Frankfurter Flughafen (Quelle: Der Spiegel, 1.5.2000)



Historische Erfahrungen und aktuelle Probleme

Grenze einzureisen, abgewiesen.
Ginge man von der gleichen
Schätzungsgrundlage aus, dann
wären in diesem Jahr ca. 76.000
Personen illegal eingereist. Bezö-
ge man auch die an den regu-
lären Grenzen abgewiesenen
rund 35.000 Ausländer ein, dann
läge die Zahl der nicht erfassten,
d.h. erfolgreichen illegalenGrenz-
übertritte 1999 sogar bei schät-
zungsweise 146.000, wobei aller-
dings, vom erwähnten Problem
der Mehrfachzählungen abgese-
hen, zu berücksichtigen bleibt,
daß Deutschland in der illegalen
Migration nicht nur Zielland son-
dern auch Transitland (z.B. für die
Niederlande) ist. 

Schätzungen der Zahl illegaler In-
landsaufenthalte in Deutschland
schwankten Ende der 1990er Jah-
re zumeist um die Marke von
500.000, reichten in Einzelfällen
aber auch herab bis zu 100.000
(sicher zu niedrig) und auch her-
auf bis über 1 Million (möglicher-
weise zu hoch); allein für Berlin
waren begründete Schätzungen
von 50.000-100.000 im Gespräch.
Konkret heißt das in aller Be-
scheidenheit: Man argwöhnt viel
und weiß wenig.

Hilfestellungen für illegale In-
landsaufenthalte bieten vor allem

die durch Migration selbst ent-
standenen Netzwerke, in der
Regel gegliedert nach Familien-
oder Herkunftsgemeinschaften.
Ohne ihre Hilfe ist ein längeres
Überleben in der Illegalität kaum
möglich.

Irreguläre oder illegale Arbeits-
wanderungen führen in die
Schattenwirtschaft des stark ex-
pandierenden Schattenwirtschaft
des ›informellen Sektors‹. Er hat
Schwerpunkte im Bau- und Bau-
nebengewerbe, in den Reini-
gungs- und Pflegediensten, in
ortsfesten saisonabhängigen Be-
schäftigungsbereichen und bei
anderen Ersatz- und Zusatzbe-
schäftigungen der verschieden-
sten Art. 

Am ›informellen Sektor‹ partizi-
pieren freilich einheimische
Schwarzarbeiter in noch deutlich
höherem Maße als im aufent-
haltsrechtlichen Sinne illegale
Ausländer. Dabei schließt der Be-
griff der ›Einheimischen‹ indes
auch viele Zuwanderer ein – von
den Aussiedlern bis zu den ein-
heimischen, aber nicht eingebür-
gerten Ausländern mit gesicher-
tem Aufenthaltsstatus aus der
seit den 1950er/60er Jahren zum
Teil schon drei Generationen
umfassenden Ausländerbevölke-

rung, zumal es gerade in Zuwan-
dererenklaven oft fließende Gren-
zen zwischen Nachbarschaftshilfe
und Schwarzarbeit gibt.

Nach begründeten Schätzungen
wurde in Frankreich etwa ein
Drittel der Autobahnen von Ille-
galen gebaut. Auch die französi-
sche Autoproduktion wird nach
wie vor zu rund einem Drittel von
irregulär Beschäftigten bestrit-
ten. In Italien erwirtschaften Ille-
gale schätzungsweise insgesamt
20–30%desBruttosozialprodukts,
wobei die Anteile im Süden deut-
lich höher liegen. In Großbritan-
nien, schätzte die Financial Times
schon 1990, käme die Bauindu-
strie einschließlich der damaligen
Arbeiten am Kanaltunnel ohne
irregulär Beschäftigte in größte
Kalamitäten. Schlecht würde es
auch der Modebranche gehen
und den vielen Bürgern, die ihren
Haushalt gerne anderen überlas-
sen. 

In Deutschland wird die Zahl der
Illegalen heute auf eine halbe bis
eine Millionen Menschen ge-
schätzt – unter ihnen nicht nur
Beschäftigte, sondern auch aus
familiären Gründen nicht be-
schäftigte Angehörige und Kin-
der. Es war ein offenes Geheim-
nis, dass auf ›Europas größter
Baustelle‹, dem Berlin der 1990er
Jahre, ohne illegale Arbeitskräfte
die von der Bundesregierung vor-
gegebenen Kostenspielräume
deutlich schlechter und die Ein-
zugstermine 1999 kaum einzu-
halten gewesen wären, von den
irregulären Beschäftigungsver-
hältnissen auf privatem Bau-
gelände einmal ganz abgesehen. 

Auch in den Pflegediensten wer-
den in Deutschland zunehmend
Frauen aus Osteuropa als irre-
guläre bzw. illegale Billigarbeite-
rinnen beschäftigt. Sie werden
zuweilen sogar diskret von Ärz-
ten und Pfarrern vermittelt, die
ihren auf häusliche Pflege ange-
wiesenen, wegen der Pflege-
kostentarife aber unterversorg-
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Im albanischen Dürrës treiben Schleuser mit der Waffe ihre Passagiere
zusammen (Quelle: Die Zeit, 9.9.1999)
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ten Patienten bzw. Gemeindemit-
gliedern nicht mehr anders zu
helfen wissen; ganz zu schweigen
von den privaten Haushaltshilfen
und Reinigungskräften,bei denen
viele Arbeitgeber lieber nicht so
genau wissen wollen, wie es um
die Arbeits- und Aufenthaltsge-
nehmigung steht. Will sagen: Zur
illegalen ›Schwarzarbeit‹ gehören
immer zwei – ein Arbeitnehmer,
der seiner ganzen Existenz nach
illegal ist und ein Arbeitgeber,
der illegal handelt. 

Der expandierende informelle
Sektor aber ist auf diese irre-
gulären bzw. illegalen Beschäfti-
gungsverhältnisse angewiesen,
an denen freilich auch einheimi-
sche ›Schwarzarbeiter‹ partizipie-
ren. Die hier geübte und meist
schwer aufzudeckende Irregula-
rität bzw. Illegalität hat ein hohes
Maß an stiller Akzeptanz und
sozialer Scheinlegitimität. Das gilt
trotz der bekannten Tatsache,
dass irreguläre bzw. illegale Ar-
beit meist unterbezahlt, unversi-
chert, unversteuert und oft mit
Schwerstarbeit und gesundheitli-
chen Risiken verbunden ist. 

Gelegentliche Razzien gegen die
Beschäftigung ›illegaler Einwan-
derer‹ zeigen nur beschränkte
Wirkung und symbolische Droh-
gebärden sind eher geeignet, in
der weiteren Öffentlichkeit frem-
denfeindliche Abwehrhaltungen

zu stärken. Das gilt auch für
Deutschland, wo zwar Ende der
90er Jahre allein ca. 3.500 Mitar-
beiter von Arbeitsverwaltung
und Zoll zur Bekämpfung der ille-
galen Beschäftigung eingesetzt
wurden, aber die verschärften
Kontrollmaßnahmen und erhöh-
ten Strafen, insbesondere im Bau-
sektor, offenkundig trotzdem nur
bedingt abschreckend wirkten
bzw. relativ leicht zu umgehen
waren.

Einen besonderen Bereich im
Spannungsfeld von Migration
und Illegalität bilden die zu-
meist international organisierten
Schlepperorganisationen. Sie sind
die Hauptprofiteure der Ab-
grenzung der ›Festung Europa‹.

Sie treten in Städten der ›Dritten
Welt‹ nicht selten als reguläre,
auf dieses einträgliche Geschäft
spezialisierte ›Reiseagenturen‹
auf. Sie bieten regelrechte,
wenn auch nicht einklagbare
Schleusungs- bzw. Vermittlungs-
verträge an – von der ›Schleu-
sungsgarantie‹ über den ›Kinder-
rabatt‹ bis zur ›polizeisicheren
Wohnung‹ im Aufnahmeland mit
entsprechend hoher ›Sicherheits-
miete‹. 

Die internationale Zubringer-
kriminalität hat oft eine fließen-
de Grenze zur global organisier-
ten Betrugs-, Raub- und Gewalt-
kriminalität, bis hin zur fahrlässi-
gen Tötung: 

Betrug und Raub dort, wo es um
die Täuschung oder Ausplünde-
rung von Migranten geht, die
ihren Schleppern hilflos ausgelie-
fert sind; Gewalt und fahrlässige
Tötung dort, wo die Opfer des in-
ternationalen Menschenschmug-
gels bei drohender Entdeckung
vor Küsten, an kaum überwind-
baren Flüssen oder andernorts
unter lebensgefährlichen Um-
ständen ausgesetzt oder aber in
lebensgefährlichen ›Beförde-
rungsmitteln‹ transportiert bzw.
ihrem Schicksal überlassen wer-
den, z.B. auf seeuntüchtigen
Schiffen oder in plombierten
Containern. 
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Menschenschmuggel: Nordafrikaner auf dem Weg nach Spanien
(Quelle: Flüchtlinge, 2000, H.3, S.42)

Sommer 1991: Tausende Albaner stürmen Schiffe, mit denen sie
Italien zu erreichen hoffen (Quelle: Süddeutsche Zeitung, 5.3.1997)
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Das galt z.B. im Juni 2000 für den
›Leichenwagen‹ von Dover mit
58 toten und 2 überlebenden ille-
galen Einwanderern aus Süd-
china – die sogleich geschützt, ja
buchstäblich versteckt werden
mussten vor dem Zugriff der
›Schlangenköpfe‹, wie man in
Südchina die im Menschenhandel
aktiven mafiotischen Triaden
nennt. 

Darüber hinaus gibt es im Bereich
der Schleuserkriminalität auch
fließende Grenzen zum illegalen
Kontrakthandel, zu modernen
Formen der Schuldknechtschaft
und zum Menschenhandel als
international organisiertem Kapi-
talverbrechen, z.B. in Gestalt des
Frauenhandels.

Gezählt werden von europäi-
schen Grenzbehörden nur die
tatsächlich aufgefundenen Toten,
deren Zahl in den 1990er Jahren
ständig stieg. Nicht gezählt oder
doch nicht notwendig dem Men-
schenschmuggel zugeordnet
werden die, die auf dem Land-
weg nach Europa umkommen
oder vor europäischen Küsten er-
trinken. ›Todesboote‹ werden in
der marokkanischen Presse die
hochmotorisierten Schmuggler-
boote und die seeuntüchtigen
Nussschalen genannt, auf denen
Viele die Südküste Europas zu er-
reichen suchen. An manchen süd-
europäischen Stränden, an denen
tagsüber Touristen Bräune su-
chen, sind frühmorgens bei Son-
nenaufgang Strandläufer mit
Handys unterwegs, damit ange-
triebene Bootsreste, Kleidungs-
stücke, aber auch angeschwemm-
te Leichen rechtzeitig verschwin-
den. Der einsame Tod vor den
›nassen Grenzen‹ Europas ist
heute viel alltäglicher als es zur
Zeit des Kalten Krieges der in der
Regel öffentliche Tod an der
Mauer war.

Seit der Öffnung des Eisernen
Vorhangs haben sich in der inter-
kontinentalen Süd-Nord- und
Ost-West-Wanderung neben den

Migrationsmustern auch die Mi-
grationspfade verändert. Dabei
gibt es zunehmend Umwege und
Überschneidungen in Gestalt von
Süd-Ost-West- und Ost-Süd-Nord-
Wanderungen: 

Die Implosion des ›Ostblocks‹ und
besonders der Sowjetunion führ-
te nicht nur zu starken Wande-
rungsbewegungen innerhalb der
Großregion und zu Abwanderun-
gen über ihre Grenzen; auch die
Zuwanderung aus dem ›Süden‹
nahm zu und tangierte in unter-
schiedlichem Maß auch Länder
des ehemaligen ›Ostblocks‹. Ins-
gesamt war im osteuropäischen,
aber auch im ostmitteleuropäi-
schen Raum in den 1990er Jahren
eine deutliche Zunahme von
nach Westeuropa oder Nordame-
rika strebenden illegalen Trans-
migranten aus Afrika und Südost-
asien zu beobachten. 

Zu Hauptzielgebieten sind vor
allem die westlichen Länder der
GUS geworden: Weißrussland, die
Ukraine, Moldawien und die Rus-
sische Föderation. Aber auch die

baltischen Staaten, Polen, Tsche-
chien und Ungarn wurden zu
Ost-West-Transitländern bzw.
›Warteräumen‹ für Migranten
aus Asien und Afrika, aus arabi-
schen Ländern des Nahen und
Mittleren Ostens sowie aus dem
asiatischen Teil der GUS.

Folgerungen und
Forderungen

Die Rede von der ›Festung
Europa‹ ist falsch und richtig zu-
gleich: Sie ist falsch, weil Europa
offen geblieben ist für viele
Zuwanderer, die auf nationalen
Ebenen erwünscht sind oder
aufgrund übergeordneten euro-
päischen Rechts bzw. universali-
stischer Prinzipien toleriert
werden. Das Ergebnis sind Zu-
gänge für eine erhebliche, aber
doch vergleichsweise überschau-
bare Zahl. Die Rede von der
›Festung Europa‹ ist richtig im
Blick auf die Zuwanderungsbe-
schränkungen bzw. auf die Ab-
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wehr unerwünschter Zuwande-
rer, bevor sie über europäische
Grenzen überhaupt in den Gel-
tungsbereich solchen Rechts und
solcher Prinzipien kommen. Das
bedeutet den Ausschluss einer
unvergleichbar größeren Zahl.

Die uneingeschränkte Defini-
tionsmacht über die Erwünscht-
heit oder Unerwünschtheit von
Zuwanderungen aber liegt beim
Einwanderungskontinent und
seinen Staaten. Deshalb bleibt
der Streit um die ›Festung
Europa‹ ein Streit um des Kaisers
Bart; denn es ist immer Zweck
einer Festung, denen, die drinnen
leben, Schutz vor tatsächlicher
oder vermeintlicher Bedrohung
von außen zu bieten und nur die
hereinzulassen, die nach Ent-
scheidung der Insassen als er-
wünscht oder schutzbedürftig
gelten.

Nötig ist nach alldem 1. eine euro-
päische Migrationspolitik, die die-
sen Namen verdient. Dann kön-
nen reguläre, d.h. legale Einwan-
derer mit klaren Anforderungen
konfrontiert werden. Sie kennen
die Kriterien und wissen, ob und
wie sie ihre Chancen auf Zugang
verbessern können. Sie können
gegebenenfalls auch auf Warte-
listen gesetzt werden, ohne sich
durch Asylverfahren hindurch-

lügen oder gar illegale Wege be-
schreiten zu müssen. Das wäre
auch ein Beitrag zur Eindäm-
mung der Schleuserkriminalität.

Nötig ist dennoch 2. ein unausge-
setzter direkter Kampf gegen
Menschenschleusung und Men-
schenhandel, die ständig zuneh-
men, heute noch lukrativer sind
als Drogenhandel und nicht sel-
ten von den gleichen internatio-
nal vernetzten Organisationen
auf den gleichen Wegen betrie-
ben werden. Grenzschutz und
Polizei sind überfordert, solange
dieser Kampf nicht verstärkt auch

auf internationaler Ebene unter
Einbeziehung der Ausgangsräu-
me geführt wird – wo oft soziale
Notlagen Menschen in die Fänge
der Menschenhändler treiben
und überdies mitunter Spiel-
regeln gelten, nach denen Men-
schenschleusung und Menschen-
handel nicht als verabscheuungs-
würdige Verbrechen gelten, son-
dern als unumgängliche Vermitt-
lungs- und Reisehilfen, ohne die
eben in Sachen Aus- und Arbeits-
wanderung nichts geht.

Gerade deswegen wäre der Glau-
be illusionär, dass illegale Migra-
tion durch Migrationsgesetzge-
bung und die Bekämpfung von
Schleuserorganisationen regel-
recht abzuschaffen sei. Illegale
Einwanderung wird es, das ist
eine historische Erfahrung aller
Einwanderungsländer, immer ge-
ben. Und die Versuchung dazu
wächst mit der Abschließung der
Zielräume. Das ändern auch Ein-
wanderungsgesetze nur bedingt:
Selbst im Einwanderungskonti-
nent USA mit seinen Einwande-
rungsgesetzen, seinen scharfen
Grenzkontrollen, seinen Blech-
zäumen und Wärmebildgeräten
an den Grenzen zu Mexiko
kommt ein großer Teil der Ein-
wanderer heute illegal aus dem
Süden ins Land. 
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Aber Einwanderungsgesetze ver-
hindern immerhin, dass an legaler
Einwanderung Interessierte, die
nicht zu den bevorzugten Grup-
pen zählen, in die Illegalität ge-
drängt werden. Das mag wider-
sprüchlich klingen; aber wir müs-
sen mit dieser Spannung leben
lernen. Es geht um eine möglichst
weitreichende Entkriminalisie-
rung des Problems Migration, zu-
mal es bei den Illegalen in aller
Regel nicht um kriminelle, son-
dern um aufenthaltsrechtliche
und arbeitsrechtliche Delikte
geht.

Wir brauchen deshalb 3. einen
Abbau der Feindbilder von den
›illegalen Einwanderern‹, bei de-
nen in der Regel ohnehin Täter
und Opfer verwechselt werden.
Und wir brauchen die Einübung
in den normalen Umgang mit
dem Unnormalen. Dazu gehören
z.B. der Zugang zur öffentlichen
Gesundheitsfürsorge, insbeson-
dere zur medizinischen Notfall-
Versorgung, die Befreiung von
Ärzten und Sozialdiensten von
der Meldepflicht gegenüber
Behörden, das Recht auf den
Lohn, der oft gekürzt oder ganz
einbehalten wird, der Schutz vor
kriminellen Personen und Orga-
nisationen, die Möglichkeit,
menschliche Grundbedürfnisse zu
befriedigen, ohne zu Straftaten
genötigt zu sein, der Schulbesuch
für mitgebrachte Kinder, der Zu-
gang zu qualifizierter Beratung
und vor allem Angebote zum si-
cheren ›Auftauchen‹ durch die
Legalisierung illegaler Beschäfti-
gungsverhältnisse auf Zeit.

Nicht nur gegenüber der zur um-
fassenden Regelung anstehen-
den regulären Einwanderung,
auch gegenüber ihrer illegalen
bzw. irregulären Kehrseite sind
Gestaltungskonzepte notwendig,
die nicht nur aus Verboten und
Strafen bestehen, sondern auch
pragmatische Lösungen einschlie-
ßen sollten. Dabei sollte man das
Gesamtproblem der Illegalität,
aus dem hier nur einige Segmen-

te ausgeleuchtet werden konn-
ten, pragmatisch differenzieren
und auf dieser – dann kleinteili-
geren und weniger monströs wir-
kenden – Grundlage nach geeig-
neten Lösungsansätzen suchen.

Das gilt, um einige Beispiele zu
nennen, etwa für die Zerlegung
des Problemfeldes in Flucht-
migration (Überprüfung/Reform
der Aufnahmebedingungen), so-
zial motivierte Migration wie z.B.
illegale Familienzusammenfüh-
rung (Einbeziehung sozialer Kon-
takte in die Zuwanderungsrege-
lungen), Arbeitsmigration (Einbe-
ziehung der Grundproblematik
des informellen Arbeitsmarktes
in die Lösungskonzepte), schlep-
perinduzierte Migration/Men-
schenhandel (Grenzsicherung,
Täterverfolgung, Opferschutz)
u.a.m.

Viele Migranten verlassen ihre
Heimat nicht freiwillig. Wir brau-
chen deshalb 4. eine Bekämpfung
der Ursachen unfreiwilliger Wan-
derungen durch entwicklungsori-
entierte Migrationspolitik oder
migrationsorientierte Entwick-
lungspolitik in den Ausgangsräu-
men. Dabei geht es um den ge-
zielten und vor allem kontrollier-
ten Einsatz von Geld und um täti-
ge Entwicklungshilfe, nötigen-
falls auch um – besser als bisher
koordinierte – friedenssichernde
Einsätze unter multinationaler
Verantwortung und Kontrolle. 

Abschließend 5. ein Wort zur
Abgrenzung von Einwande-
rungs- und Asylpolitik: Sicher ist,
dass wir eine wie auch immer
geartete Koordination beider
Bereiche brauchen. Eine bloße
gegenseitige Aufrechnung von
Einwanderer- und Asylbewerber-
zahlen aber ist falsch und zynisch
zugleich.

Bei Einwanderung und Arbeits-
wanderung geht es um ökonomi-
sche Interessen – nicht nur der
Wirtschaftswanderer, sondern
auch der europäischen Einwan-

derungsländer. Sie müssen das
Recht haben, sich einen Teil ihrer
Einwanderer auszusuchen, zumal
sie eine große Zahl ohnehin auf-
nehmen müssen unter dem Ge-
bot übergeordneter Prinzipien
(z.B. Familiennachzug) oder
selbst auferlegter Verpflichtun-
gen (in Deutschland z.B. Spätaus-
siedler). Deshalb führt an Qualifi-
kationsanforderungen, aber auch
an Quoten kein Weg vorbei.
Bei der Aufnahme von Flüchtlin-
gen und Asylsuchenden hinge-
gen geht es nicht um ökonomi-
sche Interessen, sondern um
humanitäre Pflichten. Quoten
sollte es nicht gegen Flüchtlinge
und Asylsuchende, wohl aber
– als Verteilungsquoten – für
europäische Aufnahmeländer
geben. Angesagt ist nicht eine
Quotierung von Hilfsbereitschaft,
sondern eine europäische Lasten-
teilung bei der Bewältigung
dieser humanitären Pflicht im
zweiten Jahrhundert der Flücht-
linge.
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